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Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung (Abwassersat-

zung - AbwS) der Stadt Waiblingen 

Satzung vom 15.11.2012 In Kraft seit 01.01.2010 

Geändert durch die Satzung vom 17.12.2015 In Kraft seit: 01.01.2016 

Geändert durch die Satzung vom 17.12.2020 In Kraft seit: 01.01.2021 

Aufgrund von § 45 b Abs. 4 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg (WG), §§ 4, 11 und 

142 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20, 29 

und 42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg hat der Gemeinderat der Stadt 

Waiblingen am 15.11.2012 folgende Satzung beschlossen. 

I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Öffentliche Einrichtung 

(1) Die Stadt Waiblingen betreibt die Beseitigung des in ihrem Gebiet angefallenen Abwas-

sers als eine öffentliche Einrichtung (öffentliche Abwasserbeseitigung) in der Form ei-

nes Eigenbetriebs unter dem Namen Eigenbetrieb Stadtentwässerung Waiblingen. 

(2) Als angefallen gilt Abwasser, das 

a) über eine Grundstücksentwässerungsanlage in die öffentliche Abwasseranlage 
eingeleitet wird (zentrale Abwasserbeseitigung); 

b) in Kleinkläranlagen und geschlossenen Gruben gesammelt wird (dezentrale Ab-
wasserbeseitigung) oder 

c) zu einer öffentlichen Abwasserbehandlungsanlage gebracht (angeliefert) wird. 

(3) Die Stadt kann die Abwasserbeseitigung ganz oder teilweise durch Dritte vornehmen 

lassen. 

 Die Stadt beauftragt die Stadtwerke GmbH gegen Erstattung angemessener Zusatzkos-

ten, die Schmutz- und Niederschlagswassergebühren gemäß § 38 zu berechnen, die 

Gebührenbescheide auszufertigen und zu versenden, die Gebühren entgegenzuneh-

men und an die Stadt abzuführen, Nachweise darüber für die Stadt zu führen sowie die 

erforderlichen Daten zu verarbeiten und die verarbeiteten Daten der Stadt mitzuteilen. 

(4) Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Erweiterung oder Änderung der öffentlichen Ab-

wasseranlagen besteht nicht. 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

(1) Abwasser ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen 

Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte Wasser und das bei Trockenwetter damit 

zusammen abfließende Wasser (Schmutzwasser) sowie das von Niederschlägen aus 

dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser 
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(Niederschlagswasser). Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum Behan-

deln, Lagern und Ablagern von Abfällen austretenden und gesammelten Flüssigkeiten. 

(2) Die zentrale Abwasserbeseitigung umfasst alle Abwasseranlagen mit dem Zweck, das 

im Stadtgebiet angefallene Abwasser zu sammeln, den Abwasserbehandlungsanlagen 

zuzuleiten und zu reinigen. Öffentliche (zentrale) Abwasseranlagen sind insbesondere 

die öffentlichen Kanäle, Anlagen zur Ableitung von Grund- und Drainagewasser, durch 

die die öffentlichen Abwasseranlagen entlastet werden, Regenrückhaltebecken, Regen-

überlauf- und Regenklärbecken, Retentionsbodenfilter, Abwasserpumpwerke, Kläranla-

gen und Versickerungs- und Rückhalteanlagen für Niederschlagswasser (u. a. Mulden- 

und Rigolensysteme, Sickermulden/-teiche/-schächte), soweit sie nicht Teil der Grund-

stücksentwässerungsanlage sind sowie offene und geschlossene Gräben, soweit sie 

von der Stadt zur öffentlichen Abwasserbeseitigung benutzt werden. Zu den öffentlichen 

(zentralen) Abwasseranlagen gehört auch der Teil der Hausanschlussleitung, der im 

Bereich der öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen verläuft (Grundstücksanschluss). 

(3) Die dezentrale Abwasserbeseitigung umfasst die Beseitigung des Schlamms aus Klein-

kläranlagen sowie des Inhalts von geschlossenen Gruben einschließlich der Überwa-

chung des ordnungsgemäßen Betriebs dieser Anlagen durch die Stadt oder durch den 

von ihr nach § 45 b Abs. 1 Satz 3 WG beauftragten Dritten. Zu den öffentlichen (dezent-

ralen) Abwasseranlagen gehören alle Vorkehrungen und Einrichtungen für die Behand-

lung von Abwasser aus geschlossenen Gruben und Fäkalschlamm aus Kleinkläranla-

gen (Hauskläranlagen) außerhalb des zu entwässernden Grundstücks. 

(4) Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle Einrichtungen, die der Sammlung, Vorbe-

handlung, Prüfung und Ableitung des Abwassers bis zur öffentlichen Abwasseranlage 

dienen. 

 Für den Bereich der zentralen Abwasserbeseitigung gehören hierzu insbesondere Lei-

tungen, die im Erdreich oder im Fundamentbereich verlegt sind und das Abwasser dem 

Grundstücksanschluss zuführen (Grundleitungen), Prüfschächte sowie Pumpanlagen 

bei einer Abwasserdruckentwässerung und Versickerungs- und Rückhalteanlagen für 

Niederschlagswasser, soweit sie sich auf privaten Grundstücksflächen befinden. 

 Für den Bereich der dezentralen Abwasserbeseitigung gehören hierzu insbesondere 

Kleinkläranlagen (Hauskläranlagen) und geschlossene Gruben, einschließlich Zubehör, 

innerhalb des zu entwässernden Grundstücks. 

(5) Notüberläufe sind Entlastungsbauwerke für außerplanmäßige Ableitungen in den öffent-

lichen Kanal. Drosseleinrichtungen dienen der vergleichmäßigten und reduzierten (ge-

drosselten) Ableitung von Abwasser in den öffentlichen Kanal; sie sind so anzulegen, 

dass eine Einleitung nur in Ausnahmesituationen (zum Beispiel Starkregen) erfolgt.  
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II. Anschluss und Benutzung 

§ 3 Berechtigung und Verpflichtung zum Anschluss und zur Benutzung 

(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Abwasser anfällt, sind nach näherer Be-

stimmung dieser Satzung berechtigt und verpflichtet, ihre Grundstücke an die öffentli-

chen Abwasseranlagen anzuschließen, diese zu benutzen und das gesamte auf den 

Grundstücken anfallende Abwasser der Stadt im Rahmen des § 45 b Abs. 1 und Abs. 2 

WG zu überlassen. Der Erbbauberechtigte oder sonst dinglich zur baulichen Nutzung 

des Grundstücks Berechtigte tritt an die Stelle des Eigentümers. 

(2) Die Benutzungs- und Überlassungspflicht nach Abs. 1 trifft auch die sonst zur Nutzung 

eines Grundstücks oder einer Wohnung berechtigten Personen. 

(3) Bebaute Grundstücke sind anzuschließen, sobald die für sie bestimmten öffentlichen 

Abwasseranlagen betriebsfertig hergestellt sind. Wird die öffentliche Abwasseranlage 

erst nach Errichtung einer baulichen Anlage hergestellt, so ist das Grundstück innerhalb 

von sechs Monaten nach der betriebsfertigen Herstellung anzuschließen. 

(4) Unbebaute Grundstücke sind anzuschließen, wenn der Anschluss im Interesse der öf-

fentlichen Gesundheitspflege, des Verkehrs oder aus anderen Gründen des öffentlichen 

Wohls geboten ist. 

§ 4 Anschlussstelle, vorläufiger Anschluss 

(1) Wenn der Anschluss eines Grundstücks an die nächste öffentliche Abwasseranlage 

technisch unzweckmäßig oder die Ableitung des Abwassers über diesen Anschluss für 

die öffentliche Abwasseranlage nachteilig wäre, kann die Stadt verlangen oder gestat-

ten, dass das Grundstück an eine andere öffentliche Abwasseranlage angeschlossen 

wird. 

(2) Ist die für ein Grundstück bestimmte öffentliche Abwasseranlage noch nicht hergestellt, 

kann die Stadt den vorläufigen Anschluss an eine andere öffentliche Abwasseranlage 

gestatten oder verlangen. 

§ 5 Befreiungen 

 Von der Verpflichtung zum Anschluss seines Grundstücks an die öffentliche Abwasser-

beseitigung und von der Pflicht zur Benutzung deren Einrichtungen ist aufgrund § 45 b 

Abs. 4 Satz 3 WG der nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete auf Antrag insoweit und so-

lange zu befreien, als ihm der Anschluss bzw. die Benutzung wegen seines die öffentli-

chen Belange überwiegenden privaten Interesses an der eigenen Beseitigung des Ab-

wassers nicht zugemutet werden kann und die Befreiung wasserwirtschaftlich unbe-

denklich ist. 
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§ 6 Allgemeine Ausschlüsse 

(1) Von der öffentlichen Abwasserbeseitigung sind sämtliche Stoffe ausgeschlossen, die 

die Reinigungswirkung der Klärwerke, den Betrieb der Schlammbehandlungsanlagen, 

die Schlammbeseitigung oder die Schlammverwertung beeinträchtigen, die öffentlichen 

Abwasseranlagen angreifen, ihre Funktionsfähigkeit oder Unterhaltung behindern, er-

schweren oder gefährden können, oder die den in öffentlichen Abwasseranlagen arbei-

tenden Personen oder dem Vorfluter schaden können. Dies gilt auch für Flüssigkeiten, 

Gase und Dämpfe. 

(2) Insbesondere sind ausgeschlossen: 

1. Stoffe − auch im zerkleinerten Zustand − , die zu Ablagerungen oder Verstopfun-
gen in den öffentlichen Abwasseranlagen führen können (z. B. Kehricht, Schutt, 
Asche, Zellstoffe, Mist, Schlamm, Sand, Glas, Kunststoffe, Textilien, Küchenab-
fälle, Schlachtabfälle, Haut- und Lederabfälle, Tierkörper, Panseninhalt, 
Schlempe, Trub, Trester und hefehaltige Rückstände); 

2. feuergefährliche, explosive, giftige, fett- oder ölhaltige Stoffe (z. B. Benzin, Heizöl, 
Karbid, Phenole, Öle und Fette, Öl-/Wasseremulsionen, Säuren, Laugen, Salze, 
Reste von Pflanzenschutzmitteln oder vergleichbaren Chemikalien, Blut aus 
Schlachtungen, mit Krankheitskeimen behaftete oder radioaktive Stoffe), sowie 
Arzneimittel; 

3. Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhaltungen, Silosickersaft und Molke; 

4. faulendes und sonst übelriechendes Abwasser (z. B. milchsaure Konzentrate, 
Krautwasser); 

5. Abwasser, das schädliche oder belästigende Gase oder Dämpfe verbreiten kann; 

6. Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid nicht entspricht; 

7. farbstoffhaltiges Abwasser, dessen Entfärbung im Klärwerk nicht gewährleistet ist; 

8. Abwasser, dessen Beschaffenheit oder Inhaltsstoffe über den Richtwerten des An-
hangs A. 1 des Merkblatts DWA-M 115−2 vom Juli 2005 (Herausgeber/Vertrieb: 
Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. − DWA −, 
Theodor-Heuss-Allee 17, 53773 Hennef) liegen. 

(3) Die Stadt kann im Einzelfall über die nach Absatz 2 einzuhaltenden Anforderungen hin-

ausgehende Anforderungen stellen, wenn dies für den Betrieb der öffentlichen Abwas-

seranlagen erforderlich ist. 

(4) Die Stadt kann im Einzelfall Ausnahmen von den Bestimmungen der Absätze 1 und 2 

zulassen, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, die Versagung der Aus-

nahme im Einzelfall eine unbillige Härte bedeuten würde und der Antragsteller eventuell 

entstehende Mehrkosten übernimmt. 

§ 7 Ausschlüsse im Einzelfall, Mehrkostenvereinbarung 

(1) Die Stadt kann im Einzelfall Abwasser von der öffentlichen Abwasserbeseitigung aus-

schließen,  
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a) dessen Sammlung, Fortleitung oder Behandlung im Hinblick auf den Anfallort oder 
wegen der Art oder Menge des Abwassers unverhältnismäßig hohen Aufwand ver-
ursachen würde; 

b) das nach den allgemein anerkannten Regeln der Abwassertechnik nicht mit häus-
lichen Abwässern gesammelt, fortgeleitet oder behandelt werden kann. 

(2) Die Stadt kann im Falle des Absatzes 1 den Anschluss und die Benutzung gestatten, 

wenn der Grundstückseigentümer die für den Bau und Betrieb der öffentlichen Abwas-

seranlagen entstehenden Mehrkosten übernimmt und auf Verlangen angemessene Si-

cherheit leistet. 

(3) Schließt die Stadt in Einzelfällen Abwasser von der Beseitigung aus, bedarf dies der Zu-

stimmung der Wasserbehörde (§ 45 b Abs. 4 Satz 2 WG). 

(4) Bau- und wasserrechtliche Vorschriften sowie Anordnungen der Wasserbehörde blei-

ben unberührt. 

§ 8 Einleitungsbeschränkungen 

(1) Die Stadt kann im Einzelfall die Einleitung von Abwasser von einer Vorbehandlung oder 

Speicherung abhängig machen, wenn seine Beschaffenheit oder Menge dies insbeson-

dere im Hinblick auf den Betrieb der öffentlichen Abwasseranlagen oder auf sonstige 

öffentliche Belange erfordert. 

(2) Fäkalienhaltiges Abwasser darf in öffentliche Abwasseranlagen, die nicht an eine öffent-

liche Kläranlage angeschlossen sind, nur nach ausreichender Vorbehandlung eingelei-

tet werden. 

(3) Soll Grundwasser oder sonstiges Wasser, das kein Abwasser ist, oder Abwasser, das 

der Beseitigungspflicht nicht unterliegt, in öffentliche Abwasseranlagen eingeleitet wer-

den, ist eine besondere Erlaubnis der Stadt erforderlich. Sie wird nur widerruflich oder 

befristet ausgesprochen.  

§ 9 Eigenkontrolle 

(1) Bei Grundstücken mit mengenmäßig stark schwankendem oder gefahrenträchtigem Ab-

wasser (z.B. aus Gewerbebetrieben oder Kliniken) kann die Stadt verlangen, dass auf 

Kosten des Verpflichteten (nach § 3 Absätze 1 und 2) Vorrichtungen zur Messung und 

Registrierung der Abflüsse und der Beschaffenheit der Abwässer sowie zur Bestim-

mung der Schadstofffracht in die Grundstücksentwässerungsanlage eingebaut oder an 

sonst geeigneter Stelle auf dem Grundstück angebracht, betrieben und in ordnungsge-

mäßem Zustand gehalten werden. 

(2) Die Stadt kann auch verlangen, dass eine Person bestimmt wird, die für die Bedienung 

der Anlage und für die Führung des Betriebstagebuchs verantwortlich ist. Das Betriebs-

tagebuch ist mindestens drei Jahre lang, vom Datum der letzten Eintragung oder des 

letzten Beleges an gerechnet, aufzubewahren und der Stadt auf Verlangen vorzulegen. 
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§ 10 Abwasseruntersuchungen 

(1) Die Stadt kann beim Verpflichteten Abwasseruntersuchungen vornehmen. Sie be-

stimmt, in welchen Abständen die Proben zu entnehmen sind, durch wen sie zu entneh-

men sind und wer sie untersucht. Für das Zutrittsrecht gilt § 20 Abs. 2 entsprechend. 

(2) Wenn bei einer Untersuchung des Abwassers Mängel festgestellt werden, hat der Ver-

pflichtete diese unverzüglich zu beseitigen.  

§ 11 Grundstücksbenutzung 

 Die Grundstückseigentümer können bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 93 Was-

serhaushaltsgesetz (WHG) durch die Stadt verpflichtet werden, für Zwecke der öffentli-

chen Abwasserbeseitigung das Verlegen von Kanälen einschließlich Zubehör zur Ab- 

und Fortleitung von Abwasser über ihre Grundstücke zu dulden. Die Grundstückseigen-

tümer haben insbesondere den Anschluss anderer Grundstücke an die Anschlusslei-

tung zu ihren Grundstücken zu dulden. 

III. Grundstücksanschlüsse, Grundstücksentwässerungsanlagen 

§ 12 Grundstücksanschlüsse 

(1) Grundstücksanschlüsse (§ 2 Abs. 2) werden ausschließlich von der Stadt hergestellt, 

unterhalten, erneuert, geändert, abgetrennt und beseitigt. 

(2) Art, Zahl und Lage der Grundstücksanschlüsse sowie deren Änderung werden nach An-

hörung des Grundstückseigentümers und unter Wahrung seiner berechtigten Interessen 

von der Stadt bestimmt. Die Stadt stellt die für den erstmaligen Anschluss eines Grund-

stücks notwendigen Grundstücksanschlüsse bereit. 

(3) Jedes Grundstück, das erstmalig an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossen 

wird, erhält einen Grundstücksanschluss; werden Grundstücke im Trennverfahren ent-

wässert, gelten beide Anschlüsse als ein Grundstücksanschluss. Die Stadt kann mehr 

als einen Grundstücksanschluss herstellen, soweit sie es für technisch notwendig hält. 

In besonders begründeten Fällen (z.B. Sammelgaragen, Reihenhäuser) kann die Stadt 

den Anschluss mehrerer Grundstücke über einen gemeinsamen Grundstücksanschluss 

vorschreiben oder auf Antrag zulassen. 

(4) Die Stadt kann auf Antrag des Grundstückseigentümers weitere Grundstücksan-

schlüsse sowie vorläufige oder vorübergehende Anschlüsse herstellen. Als weitere 

Grundstücksanschlüsse gelten auch Anschlüsse für Grundstücke, die nach Entstehen 

der Beitragspflicht (§ 20 der Abwassersatzung vom 29.03.1979, mit allen späteren Än-

derungen) neu gebildet werden. 

§ 13 Kostenerstattung 

(1) Der Stadt sind vom Grundstückseigentümer zu erstatten: 
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Die Kosten der Herstellung der Grundstücksanschlüsse (§ 12 Abs. 3); 

Die Kosten der Herstellung der weiteren, vorläufigen und vorübergehenden Grundstücks-

anschlüsse (§ 12 Abs. 4). 

Zu diesen Kosten gehören auch die Aufwendungen für die Wiederherstellung des alten 

Zustands auf den durch die Arbeiten beanspruchten Flächen. 

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der endgültigen Herstellung des Grundstücksan-

schlusses, im Übrigen mit der Beendigung der Maßnahme. Der Erstattungsanspruch 

wird innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Abgabenbescheids fällig. 

(3) Erhalten mehrere Grundstücke eine gemeinsame Hausanschlussleitung, so ist für die 

Teile der Anschlussleitung, die ausschließlich einem der beteiligten Grundstücke die-

nen, allein der Eigentümer bzw. Erbbauberechtigte des betreffenden Grundstücks er-

satzpflichtig. Soweit Teile der Hausanschlussleitung mehreren Grundstücken gemein-

sam dienen, sind die Eigentümer bzw. Erbbauberechtigten der beteiligten Grundstücke 

als Gesamtschuldner ersatzpflichtig. 

§ 14 Private Grundstücksanschlüsse 

(1) Private Grundstücksanschlüsse sind vom Grundstückseigentümer auf eigene Kosten zu 

unterhalten, zu ändern, zu erneuern und zu beseitigen. 

(2) Entspricht ein Grundstücksanschluss nach Beschaffenheit und Art der Verlegung den 

allgemein anerkannten Regeln der Technik und etwaigen zusätzlichen Bestimmungen 

der Stadt, und verzichtet der Grundstückseigentümer schriftlich auf seine Rechte an der 

Leitung, so ist der Grundstücksanschluss auf sein Verlangen von der Stadt zu überneh-

men. Dies gilt nicht für Leitungen im Außenbereich. 

(3) Unterhaltungs-, Änderungs-, Erneuerungs- und Beseitigungsarbeiten an privaten 

Grundstücksanschlüssen (Abs. 1) sind der Stadt vom Grundstückseigentümer mindes-

tens 14 Tage vorher anzuzeigen. 

§ 15 Genehmigungen 

(1) Soweit Grundstücke an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen werden sol-

len, bedürfen der schriftlichen Genehmigung der Stadt: 

a) die Herstellung der Grundstücksentwässerungsanlagen, deren Anschluss sowie 
deren Änderung; 

b) die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen sowie die Änderung der Benut-
zung. 

 Bei vorübergehenden oder vorläufigen Anschlüssen wird die Genehmigung widerruflich 

oder befristet ausgesprochen. 

(2) Einem unmittelbaren Anschluss steht der mittelbare Anschluss (z. B. über bestehende 

Grundstücksentwässerungsanlagen) gleich. 
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(3) Aus dem Antrag müssen auch Art, Zusammensetzung und Menge der anfallenden Ab-

wässer, die vorgesehene Behandlung der Abwässer und die Bemessung der Anlagen 

ersichtlich sein. Außerdem sind dem Antrag folgende Unterlagen beizufügen: 

 Lageplan im Maßstab 1:500 mit Einzeichnung sämtlicher auf dem Grundstück beste-

hender Gebäude, der Straße, der Schmutz- und Regenwasseranschlussleitungen, der 

vor dem Grundstück liegenden Straßenkanäle und der etwa vorhandenen weiteren Ent-

wässerungsanlagen, Brunnen, Gruben, usw.; 

 Grundrisse des Untergeschosses (Kellergeschosses) der einzelnen anzuschließenden 

Gebäude im Maßstab 1:100, mit Einzeichnung der anzuschließenden Entwässe-

rungsteile, der Dachableitung und aller Entwässerungsleitungen unter Angabe des Ma-

terials, der lichten Weite und der Absperrschieber oder Rückstauverschlüsse; 

 Systemschnitte der zu entwässernden Gebäudeteile im Maßstab 1:100 in der Richtung 

der Hauptleitungen (mit Angabe der Hauptleitungen und der Fallrohre, der Dimensionen 

und der Gefällsverhältnisse, der Höhenlage, der Entwässerungsanlage und des Stra-

ßenkanals, bezogen auf Normalnull).  Die zur Anfertigung der Pläne erforderlichen An-

gaben (Höhenlage des Straßenkanals, Lage der Anschlussstelle und Höhenfestpunkte) 

sind bei der Stadt einzuholen. Dort sind auch Formulare für die Entwässerungsanträge 

erhältlich. 

§ 16 Regeln der Technik 

 Grundstücksentwässerungsanlagen sind nach den allgemein anerkannten Regeln der 

Technik herzustellen, zu unterhalten und zu betreiben. Allgemein anerkannte Regeln 

der Technik sind insbesondere die technischen Bestimmungen für den Bau, den Betrieb 

und die Unterhaltung von Abwasseranlagen und die Einleitungsstandards, die die 

oberste Wasserbehörde durch öffentliche Bekanntmachung einführt. Von den allgemein 

anerkannten Regeln der Technik kann abgewichen werden, wenn den Anforderungen 

auf andere Weise ebenso wirksam entsprochen wird. 

§ 17 Herstellung, Änderung und Unterhaltung der Grundstücksentwässerungsanlagen 

(1) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind vom Grundstückseigentümer auf seine 

Kosten herzustellen, zu unterhalten, zu ändern, zu erneuern und nach Bedarf gründlich 

zu reinigen. Bestehende Grundstücksentwässerungsanlagen sind von dem Grundstück-

seigentümer auf seine Kosten zu ändern, wenn Menge oder Art des Abwassers dies 

notwendig machen. 

(2) Die Stadt kann, zusammen mit dem Grundstücksanschluss, einen Teil der Grundstück-

sentwässerungsanlage, vom Grundstücksanschluss bis einschließlich des 

Prüfschachts, herstellen oder erneuern. Die insoweit entstehenden Kosten hat der 

Grundstückseigentümer zu tragen. § 13 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(3) Der Grundstückseigentümer hat die Verbindung der Grundstücksentwässerungsanla-

gen mit den öffentlichen Abwasseranlagen im Einvernehmen mit der Stadt herzustellen. 
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Grundleitungen sind in der Regel mit mindestens 150 mm Nennweite auszuführen. Der 

letzte Schacht mit Reinigungsrohr (Prüfschacht) ist so nahe wie technisch möglich an 

die öffentliche Abwasseranlage zu setzen; er muss stets zugänglich und bis auf Rück-

stauebene (§ 18 Abs. 4) wasserdicht ausgeführt sein. 

(4) Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage − auch vorübergehend − außer Betrieb 

gesetzt, so kann die Stadt den Grundstücksanschluss verschließen oder beseitigen. Die 

Kosten trägt der Grundstückseigentümer. § 13 Abs. 2 gilt entsprechend. Die Stadt kann 

die in Satz 1 genannten Maßnahmen auf den Grundstückseigentümer übertragen. 

(5) Änderungen an einer Grundstücksentwässerungsanlage, die infolge einer nicht vom 

Grundstückseigentümer zu vertretenden Änderung der öffentlichen Abwasseranlagen 

notwendig werden, führt die Stadt auf ihre Kosten aus, sofern nichts anderes bestimmt 

ist. 

§ 18 Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, Zerkleinerungsgeräte, Rückstausicherung 

(1) Auf Grundstücken, auf denen Fette, Leichtflüssigkeiten wie Benzin und Benzol sowie 

Öle oder Ölrückstände in das Abwasser gelangen können, sind Vorrichtungen zur Ab-

scheidung dieser Stoffe aus dem Abwasser (Abscheider mit dazugehörenden 

Schlammfängen) einzubauen, zu betreiben, zu unterhalten und zu erneuern. Die Ab-

scheider mit den dazugehörenden Schlammfängen sind vom Grundstückseigentümer in 

regelmäßigen Zeitabständen, darüber hinaus bei besonderem Bedarf zu leeren und zu 

reinigen. Bei schuldhafter Säumnis ist er der Stadt gegenüber schadensersatzpflichtig. 

Für die Beseitigung/Verwertung der anfallenden Stoffe gelten die Vorschriften über die 

Abfallentsorgung. 

(2) Die Stadt kann vom Grundstückseigentümer im Einzelfall den Einbau und den Betrieb 

einer Abwasserhebeanlage verlangen, wenn dies für die Ableitung des Abwassers not-

wendig ist; dasselbe gilt für Pumpanlagen auf Grundstücken, die an Abwasserdrucklei-

tungen angeschlossen werden. § 16 bleibt unberührt. 

(3) Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, Müll, Papier und dergleichen sowie Handtuch-

spender mit Spülvorrichtung dürfen nicht an Grundstücksentwässerungsanlagen ange-

schlossen werden. 

(4) Abwasseraufnahmeeinrichtungen der Grundstücksentwässerungsanlagen, insbeson-

dere Toiletten mit Wasserspülung, Bodenabläufe, Ausgüsse, Spülen, Waschbecken, die 

tiefer als die Straßenoberfläche an der Anschlussstelle der Grundstücksentwässerung 

(Rückstauebene) liegen, müssen vom Grundstückseigentümer auf seine Kosten gegen 

Rückstau gesichert werden. Im Übrigen hat der Grundstückseigentümer für rückstau-

freien Abfluss des Abwassers zu sorgen. 

(5) Bei Neuanschlüssen von Grundstücksentwässerungsanlagen an vorhandene Kanäle, 

die sich an ihrer Auslastungsgrenze befinden, kann grundsätzlich die Erstellung eines 

Regenrückhaltebeckens verlangt werden, sofern die Grundstücksgröße 2.500 m² über-

steigt. Der Bemessung sind 200 l/s,ha zugrunde zu legen, wobei 50 l/s,ha unmittelbar 



W a i b l i n g e r  S t a d t r e c h t  

Seite 12/28 Abwassersatzung - AbwS 020-1 
 

Stand Januar 2021 

ins Kanalnetz abgeführt werden können. 150 l/s,ha sind über eine Dauer von 15 Minu-

ten zurückzuhalten. Planung und Konstruktion der Becken sind nach den allgemein an-

erkannten Regeln der Technik vorzunehmen. Ergibt sich aus den Berechnungen ein je-

weiliges Beckenvolumen unter 25 m³, kann auf die Erstellung des Beckens verzichtet 

werden. 

§ 19 Außerbetriebsetzung von Kleinkläranlagen 

 Kleinkläranlagen, geschlossene Gruben und Sickeranlagen sind unverzüglich außer Be-

trieb zu setzen, sobald das Grundstück über eine Abwasserleitung an eine öffentliche 

Kläranlage angeschlossen ist. Die Kosten für die Stilllegung trägt der Grundstücksei-

gentümer selbst. 

§ 20 Abnahme und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen, Zutrittsrecht, 
Indirekteinleiterkataster 

(1) Vor der Abnahme durch die Stadt darf die Grundstücksentwässerungsanlage nicht in 

Betrieb genommen werden. Die Abnahme der Grundstücksentwässerungsanlage be-

freit den Bauherrn, den Planverfasser, den Bauleiter und den ausführenden Unterneh-

mer nicht von ihrer Verantwortlichkeit für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie Ausfüh-

rung der Arbeiten. 

(2) Die Stadt ist berechtigt, die Grundstücksentwässerungsanlagen zu prüfen. Die Grund-

stückseigentümer und Besitzer (nach § 3 Absätze 1 und 2) sind verpflichtet, die Prüfun-

gen zu dulden und dabei Hilfe zu leisten. Sie haben den zur Prüfung des Abwassers 

notwendigen Einblick in die Betriebsvorgänge zu gewähren und die sonst erforderlichen 

Auskünfte zu erteilen. Die mit der Überwachung der Anlagen beauftragten Personen 

dürfen Grundstücke zum Zwecke der Prüfung der Einhaltung der Satzungsbestimmun-

gen betreten. 

(3) Werden bei der Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen Mängel festgestellt, 

hat sie der Grundstückseigentümer unverzüglich zu beseitigen. 

(4) Die Stadt ist nach § 83 Abs. 3 WG in Verbindung mit der Eigenkontrollverordnung des 

Landes verpflichtet, Betriebe, von deren Abwasseranfall nach Beschaffenheit und 

Menge ein erheblicher Einfluss auf die öffentliche Abwasserbehandlungsanlage zu er-

warten ist, in einem sogenannten Indirekteinleiterkataster zu erfassen. Dieses wird bei 

der Stadt geführt und wird auf Verlangen der Wasserbehörde vorgelegt. Die Verantwort-

lichen dieser Betriebe sind verpflichtet, der Stadt, auf deren Anforderung hin, die für die 

Erstellung des Indirekteinleiterkatasters erforderlichen Angaben zu machen. Dabei han-

delt es sich um folgende Angaben: Namen des Betriebs und der Verantwortlichen 

(Name. Tel.-Nr.), Art und Umfang der Produktion, eingeleitete Abwassermenge 

(m³/Tag, ggf. Einzeleinleitung), Art der Abwasservorbehandlungsanlage sowie Haupt-

einsatzstoffe, Hauptwasserinhaltsstoffe, mindestens ein Ansprechpartner für die Er-

reichbarkeit im Störfall (Name, Tel.-Nr.). Änderungen dieser Daten sind der Stadt unauf-

gefordert mitzuteilen. Die Stadt wird dabei die Geheimhaltungspflicht von Geschäfts- 

und Betriebsgeheimnissen sowie die Belange des Datenschutzes beachten. 
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§ 21 Dezentrale Abwasseranlagen 

(1) Die ordnungsgemäße Wartung der Kleinkläranlagen ist vom Grundstückseigentümer 

gegenüber der Stadt jährlich durch die Vorlage der Bescheinigung eines Fachbetriebes 

oder Fachmannes nachzuweisen. 

(2) Die Entsorgung der dezentralen Abwasseranlagen erfolgt regelmäßig, mindestens je-

doch in den von der Stadt für jede Kleinkläranlage und geschlossene Grube unter Be-

rücksichtigung der Herstellerhinweise, der DIN 4261, den Bestimmungen der Allgemei-

nen bauaufsichtlichen Zulassung sowie der wasserrechtlichen Entscheidung festgeleg-

ten Abstände oder zusätzlich nach Bedarf. 

(3) Die Stadt kann verlangen, dass die dezentralen Abwasseranlagen auch zwischen den 

nach Absatz 2 festgelegten Terminen zu entsorgen sind, wenn aus Gründen der Was-

serwirtschaft ein sofortiges Leeren erforderlich ist. 

(4) Der Grundstückseigentümer ist dafür verantwortlich, dass die dezentralen Abwasseran-

lagen jederzeit zum Zwecke des Abfahrens des Abwassers zugänglich sind und sich 

der Zugang in einem verkehrssicheren Zustand befindet. 

(5) Zur Entsorgung der dezentralen Abwasseranlagen ist ungehindert Zutritt zu allen Teilen 

der Kleinkläranlagen und geschlossenen Gruben zu gewähren. 

IV. Abwasserbeitrag 

Die §§ 22 bis 36 entfallen. An deren Stelle gelten die §§ 14 bis 22 der Abwassersatzung vom 
29.03.1979 (mit allen späteren Änderungen) fort. 

V. Abwassergebühren 

§ 37 Erhebungsgrundsatz 

Die Stadt erhebt für die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen Abwassergebühren. 

§ 38 Gebührenmaßstab 

(1) Die Abwassergebühren werden bei der zentralen Abwasserbeseitigung getrennt für die 

auf den Grundstücken anfallende Schmutzwassermenge (Schmutzwassergebühr, § 40) 

und für die anfallende Niederschlagswassermenge (Niederschlagswassergebühr, § 40 

a) erhoben.  

(2) Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) bemisst sich die Schmutzwassergebühr nach 

der eingeleiteten Abwasser- bzw. Wassermenge. 

(3) Bei geschlossenen Gruben wird nur die Schmutzwassergebühr gemäß § 40 erhoben. 
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(4) Bei Kleinkläranlagen wird die Menge des entsorgten Klärschlamms bei jeder Abfuhr mit 

der Messeinrichtung des Abfuhrfahrzeugs festgestellt. Das Messergebnis ist vom 

Grundstückseigentümer zu bestätigen. 

(5) Wird Abwasser zu einer öffentlichen Abwasserbehandlungsanlage gebracht, bemisst 

sich die Abwassergebühr nach der Menge des angelieferten Abwassers. 

§ 39 Gebührenschuldner 

(1) Schuldner der Abwassergebühr nach § 38 Abs. 1 bis 3 ist der Grundstückseigentümer. 

(2) Neben dem Gebührenschuldner nach Absatz 1 kann auch der unmittelbare Benutzer 

der öffentlichen Abwasseranlagen, nämlich aufgrund eines Miet-, Pacht- oder ähnlichen 

Rechtsverhältnisses zur Nutzung des Grundstücks oder von Grundstücksteilen (Woh-

nungen, Geschäftsräume usw.) Berechtigte, im Verhältnis seines Anteils an den Be-

messungsgrundlagen nach § 38 Abs. 1 bis 3 zu Abwassergebühren herangezogen wer-

den. Dies gilt nicht, wenn er vor seiner Inanspruchnahme durch den Eigenbetrieb nach-

weislich bereits an den Grundstückseigentümer gezahlt hat. 

 Beim Wechsel des Gebührenschuldners geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 

den Übergang folgenden Kalendermonats auf den neuen Gebührenschuldner über. 

(3) Schuldner der Abwassergebühr nach § 38 Abs. 4 ist derjenige, der das Abwasser anlie-

fert. 

(4) Gebührenschuldner für die Gebühr nach § 38 Abs. 5 ist derjenige, der das Abwasser 

anliefert. 

(5) Der Erbbauberechtigte ist anstelle des Grundstückseigentümers Gebührenschuldner. 

Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 

§ 40 Bemessung der Schmutzwassergebühr 

(1) Bemessungsgrundlage für die Schmutzwassergebühr im Sinne von § 38 Abs. 1 und 3 

ist: 

1. die dem Grundstück aus der öffentlichen Wasserversorgung zugeführte Wasser-
menge; 

2. bei nichtöffentlicher Trink- oder Brauchwasserversorgung die dieser entnommene 
Wassermenge; 

3. im Übrigen das auf den Grundstücken anfallende Niederschlagswasser, soweit es 
als Brauchwasser im Haushalt oder im Betrieb genutzt wird. 

 Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) ist Bemessungsgrundlage die eingeleitete Ab-

wasser- bzw. Wassermenge. 
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(2) Auf Verlangen der Stadt hat der Gebührenschuldner bei sonstigen Einleitungen (§ 8 

Abs. 3) sowie bei nichtöffentlicher Wasserversorgung (Abs. 1 Nr. 2) und bei der Nut-

zung von Niederschlagswasser als Brauchwasser (Abs. 1 Nr. 3) geeignete Messeinrich-

tungen auf seine Kosten anzubringen und zu unterhalten. 

(3) Bei der Nutzung von Niederschlagswasser als Brauchwasser im Haushalt (Abs. 1 Nr. 3) 

wird, solange der Gebührenschuldner keine geeignete Messeinrichtungen anbringt, als 

angefallene Abwassermenge eine Pauschalmenge von 12 m³/Jahr und Person zu-

grunde gelegt. Dabei werden alle polizeilich gemeldeten Personen berücksichtigt, die 

sich während des Veranlagungszeitraumes nicht nur vorübergehend auf dem Grund-

stück aufhalten. Stichtag für den Veranlagungszeitraum ist der 01. Januar eines jeden 

Jahres. 

(4) Bei der Nutzung von Niederschlagswasser als Brauchwasser in einem Betrieb (Abs. 1 

Nr. 3) kann die Stadt, solange der Gebührenschuldner auf Verlangen der Stadt keine 

geeignete Messeinrichtungen anbringt, die Abwassermenge pauschal festsetzen. 

§ 40 a) Bemessung der Niederschlagswassergebühr 

(1) Bemessungsgrundlage für die Niederschlagswassergebühr (§ 38 Abs. 1) sind die be-

bauten und befestigten (versiegelten) Flächen des an die öffentliche Abwasserbeseiti-

gung angeschlossenen Grundstücks, von denen Niederschlagswasser unmittelbar oder 

mittelbar den öffentlichen Abwasseranlagen zugeführt wird. Maßgebend für die Flä-

chenberechnung ist der Zustand zu Beginn des Veranlagungszeitraumes; bei erstmali-

ger Entstehung der Gebührenpflicht, der Zustand zum Zeitpunkt des Beginns des Be-

nutzungsverhältnisses. 

(2) Als bebaute und befestigte Fläche gilt die durch Multiplikation der Grundstücksfläche 

mit dem in der Abflussbeiwertkarte festgelegten Gebietsabflussbeiwert ermittelte Flä-

che. Der Gebietsabflussbeiwert gibt den statistisch zu erwartenden Anteil der bebauten 

und befestigten Fläche an der Gesamtgrundstücksfläche an. Er stellt einen Mittelwert 

aus der umliegenden Bebauung dar und beruht auf der Auswertung repräsentativer Ge-

biete unter Berücksichtigung der in Absatz 3 festgelegten Versiegelungsarten. Der für 

das jeweilige Grundstück geltende Abflussbeiwert ergibt sich aus der Gebietsabfluss-

beiwertkarte der Stadt Waiblingen vom 12.07.2011 (Anlage 1 mit den folgenden 9 Kar-

tenausschnitten: Beinstein, Bittenfeld, Erbachhof, Hegnach, Hohenacker, Neustadt, 

Schmidener Feld, Untere Röte und Waiblingen-Zentrum), die Bestandteil der Satzung 

ist. Auf Grund dieser Satzung wird grundsätzlich vermutet, dass die so ermittelte Fläche 

der tatsächlich bebauten und befestigten Fläche entspricht, von der aus Niederschlags-

wasser in die städtische Entwässerungseinrichtung eingeleitet wird. Der Grundstücksei-

gentümer kann diese Vermutung dadurch widerlegen, dass er der Stadt einen Nach-

weis über die tatsächlich bebaute und befestigte Fläche, von der Niederschlagswasser 

in die öffentliche Kanalisation eingeleitet wird, erbringt. Nachweise, die erst zwei Mo-

nate vor Ende des Veranlagungszeitraums erbracht werden, können erst im folgenden 

Veranlagungszeitraum bei der Gebührenbemessung berücksichtigt werden. Die Stadt 

kann die aufgrund der Gebietsabflussbeiwertkarte vermutete abflussrelevante Fläche 
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von Amts wegen anhand der tatsächlichen Verhältnisse (Einzelfallbetrachtung / Luftbild) 

ändern oder festsetzen. 

 Wird von einem Grundstück Niederschlagswasser eingeleitet, für das in der Gebietsab-

flussbeiwertkarte keine Gebietszuordnung festgelegt ist, bemisst sich die Gebühr nach 

der tatsächlich bebauten und befestigten Fläche mit Niederschlagswasserableitung in 

die Kanalisation. 

(3) Soweit die tatsächlich bebaute und befestigte Fläche der Gebührenbemessung zu 

Grunde gelegt wird, wird die Bemessungsgrundlage wie folgt ermittelt: 

 Die versiegelten Teilflächen werden mit einem Faktor multipliziert, der unter Berücksich-

tigung des Grades der Wasserdurchlässigkeit und der Verdunstung für die einzelnen 

Versiegelungsarten wie folgt festgesetzt wird: 

a) vollständig versiegelte Flächen, z.B. Dachflächen, Asphalt, Beton, Bitumen,  
fugendichte Pflasterflächen 0,9 

b) stark versiegelte Flächen, z.B. Pflaster, Platten, Verbundsteine, Rasenfugenpflas-
ter, Porenpflaster, Gründächer mit weniger als 12 cm Schichtstärke 0,6 

c) wenig versiegelte Flächen, z.B. Kies, Schotter, Schotterrasen, Rasengittersteine, 
Gründächer mit mehr als 12 cm Schichtstärke 0,3. 

 

 Für versiegelte Teilflächen anderer Art gilt der Faktor derjenigen Versiegelungsart nach 

Buchstaben a) bis c), die der vorliegenden Versiegelung in Abhängigkeit vom Wasser-

durchlässigkeitsgrad am nächsten kommt. 

(4) Grundstücksflächen, von denen Niederschlagswasser über eine genehmigte Sickermu-

lde, ein Mulden-Rigolensystem oder eine vergleichbare Anlage mit gedrosseltem Ablauf 

oder mit Notüberlauf den öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen zugeführt wird, 

werden mit dem Faktor 0,3 berücksichtigt. Dieser Faktor ist auf den nach Abs. 3 ermit-

telten Wert anzuwenden. 

(5) Flächen, die ausschließlich an Zisternen ohne Überlauf in die öffentlichen Abwasserbe-

seitigungsanlagen angeschlossen sind, bleiben im Rahmen der Gebührenbemessung 

unberücksichtigt.  

 Für Flächen, die an Zisternen mit Überlauf in die öffentlichen Abwasserbeseitigungsan-

lagen angeschlossen sind gilt folgendes:  

a) bei Regenwassernutzung ausschließlich zur Gartenbewässerung werden die Flächen 

um 8 m² je m³ Fassungsvolumen reduziert;  

b) bei Regenwassernutzung im Haushalt oder Betrieb werden die Flächen um 15 m² je m³ 

Fassungsvolumen reduziert.  



W a i b l i n g e r  S t a d t r e c h t  

020-1 Abwassersatzung - AbwS Seite 17/28 
 

Stand Januar 2021 

 Sätze 1 und 2 gelten nur für Zisternen, die unterirdisch oder in Gebäuden fest installiert 

sind sowie ein Mindestfassungsvolumen von 2 m³ aufweisen. Die Reduzierungen sind 

auf den nach Abs. 3 ermittelten Wert anzuwenden. 

(6) Die Summe der versiegelten Flächen je Grundstück wird auf volle Quadratmeter abge-

rundet. 

§ 41 Absetzungen 

(1) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet 

wurden, werden auf Antrag des Gebührenschuldners bei der Bemessung der Schmutz-

wassergebühr (§ 40) abgesetzt. Der Nachweis ist vom Gebührenschuldner zu erbrin-

gen. 

(2) Der Nachweis der nicht eingeleiteten Frischwassermengen soll durch Messung eines 

besonderen Wasserzählers (Zwischenzähler) erbracht werden, der den eichrechtlichen 

Vorschriften entspricht. Zwischenzähler dürfen nur durch ein fachlich geeignetes Instal-

lationsunternehmen eingebaut werden. Sie stehen im Eigentum des Grundstückseigen-

tümers und sind von diesem auf eigene Kosten einzubauen und zu unterhalten. Der 

erstmalige Einbau sowie der Austausch eines Zwischenzählers ist der Stadt unter An-

gabe des Zählerstandes und der Zählernummer anzuzeigen. 

(3) Wird der Nachweis über die abzusetzende Wassermenge nicht durch einen Zwischen-

zähler gemäß Absatz 2 erbracht, bleibt von der Absetzung eine Wassermenge von 20 

m³/Jahr ausgenommen. 

(4) Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die abzusetzende Wassermenge nicht durch ei-

nen Zwischenzähler nach Absatz 2 festgestellt, werden die nichteingeleiteten Wasser-

mengen pauschal ermittelt. Dabei gilt als nicht eingeleitete Wassermenge im Sinne von 

Absatz 1 

1. je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, Schafen, Ziegen und Schweinen 16 m³/Jahr, 

2. je Vieheinheit bei Geflügel 5 m³/Jahr. 

 Diese pauschal ermittelte nicht eingeleitete Wassermenge wird um die gemäß Absatz 3 

von der Absetzung ausgenommene Wassermenge gekürzt und von der gesamten ver-

brauchten Wassermenge abgesetzt. Die dabei verbleibende Wassermenge muss für 

jede für das Betriebsanwesen polizeilich gemeldete Person, die sich dort während des 

Veranlagungszeitraums nicht nur vorübergehend aufhält, mindestens 40 m³/Jahr betra-

gen. 

 Der Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in Vieheinheiten zu § 51 des Bewertungs-

gesetzes ist entsprechend anzuwenden. Für den Viehbestand ist der Stichtag maßge-

bend, nach dem sich die Erhebung der Tierseuchenbeiträge für das laufende Jahr rich-

tet. 

(5) Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen sind bis zum Ablauf von elf 

Monaten nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids zu stellen. 



W a i b l i n g e r  S t a d t r e c h t  

Seite 18/28 Abwassersatzung - AbwS 020-1 
 

Stand Januar 2021 

§ 42 Höhe der Abwassergebühren, 

(1) Die Schmutzwassergebühr (§ 40) beträgt je m³ Abwasser 1,61 €. 

(2) Die Niederschlagswassergebühr (§ 40a) beträgt je m²  

versiegelte Fläche 0,47 €. 

(3) Die Gebühr für sonstige Einleitungen (§ 8 Abs. 3) beträgt 

je m³ Abwasser oder Wasser 1,61 €. 

(4) Bei geschlossenen Gruben (§38 Abs. 3) beträgt die Gebühr  

für jeden m³ Schmutzwasser 2,24 €. 

 Angefangene Kubikmeter werden bis 0,5 auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet, 

solche über 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet. 

(5) Bei Kleinkläranlagen (§ 38 Abs. 4) beträgt die Gebühr für jeden 

m³ Schlamm 22,40 €. 

 Angefangene Kubikmeter werden bis 0,5 auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet, 

solche über 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet. 

(6) Die Gebühr für Abwasser aus Trockenklosettanlagen, das zu einer öffentlichen Abwas-

serbehandlungsanlage gebracht wird (§ 38 Abs. 5), beträgt je m³ Abwasser 51,10 €. 

(7) Die Gebühr für sonstige Abwässer (Sickerwässer, technologisches Abwasser mit be-

sonderen Eigenschaften, u.a.) wird durch Sondervereinbarung geregelt. 

(8) Beginnt oder endet die gebührenpflichtige Benutzung in den Fällen des § 40 a während 

des Veranlagungszeitraums, wird für jeden Kalendermonat, in dem die Gebührenpflicht 

besteht, ein Zwölftel der Jahresgebühr angesetzt. 

§ 43 Entstehung der Gebührenschuld 

(1) Die Gebührenschuld für die Schmutzwassergebühr gemäß § 38 Abs. 1 und 3 entsteht 

mit Ablauf des Veranlagungszeitraums. Der Veranlagungszeitraum beginnt am Ablese-

tag des Vorjahres und endet am Ablesetag des laufenden Jahres. Die Ablesetermine 

sind der Anlage 2 zu entnehmen. Die abgelesenen Wassermengen werden dabei rech-

nerisch linear auf die betroffenen Kalenderjahre abgegrenzt. 

 Die Stadt kann auf Antrag in Einzelfällen eine monatliche Ablesung zulassen. In diesen 

Fällen entsteht die Gebührenschuld mit Ablauf des Kalendermonats. 

 Endet ein Benutzungsverhältnis vor Ablauf des Veranlagungszeitraumes, entsteht die 

Gebührenschuld mit Ende des Benutzungsverhältnisses. 

(2) Die Gebührenschuld für die Niederschlagswassergebühr gemäß § 38 Abs. 1 entsteht 

für ein Kalenderjahr mit Ablauf des Veranlagungszeitraums der Schmutzwassergebühr 
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nach Abs. 1 Satz 1 bis 4. Im Falle der Monatsabrechner (Abs. 1 Satz 5) entsteht die Ge-

bührenschuld für die Niederschlagswassergebühr gemäß § 38 Abs. 1 mit Ablauf des 

Kalendermonats für jeden Kalendermonat mit einem Zwölftel der Jahresgebühr. 

 Endet ein Benutzungsverhältnis vor Ablauf des Veranlagungszeitraumes, entsteht die 

Gebührenschuld mit Ende des Benutzungsverhältnisses. 

(3) In den Fällen des § 39 Abs. 2 Satz 3 entsteht die Gebührenschuld für den bisherigen 

Grundstückseigentümer mit Beginn des auf den Übergang folgenden Kalendermonats; 

für den neuen Grundstückseigentümer mit Ablauf des Veranlagungszeitraums. 

(4) In den Fällen des § 38 Abs. 2 entsteht die Gebührenschuld bei vorübergehender Einlei-

tung mit Beendigung der Einleitung, im Übrigen mit Ablauf des Veranlagungszeitrau-

mes. 

(5) In den Fällen des § 38 Abs. 4 entsteht die Gebührenschuld mit der Inanspruchnahme 

der öffentlichen Abwasseranlage. 

(6) In den Fällen des § 38 Abs. 5 entsteht die Gebührenschuld mit der Anlieferung des Ab-

wassers. 

§ 44 Vorauszahlungen 

(1) Solange die Gebührenschuld noch nicht entstanden ist, sind vom Gebührenschuldner 

Vorauszahlungen zu leisten. Die Vorauszahlungen entstehen mit Beginn des auf die 

Abrechnung folgenden Kalendermonats. Beginnt die Gebührenpflicht während des Ver-

anlagungszeitraumes, entstehen die Vorauszahlungen mit Beginn des folgenden Kalen-

dermonats. 

(2) Jeder Vorauszahlung ist ein Elftel des zuletzt für den Veranlagungszeitraum festgestell-

ten Verbrauchs bzw. ein Elftel der zuletzt gemäß § 40 a festgestellten versiegelten 

Grundstücksfläche zugrunde zu legen. Bei erstmaligem Beginn der Gebührenpflicht 

werden der voraussichtliche Verbrauch im Veranlagungszeitraum und der Elftelanteil 

der Jahresniederschlagswassergebühr geschätzt. 

(3) Die für den Veranlagungszeitraum entrichteten Vorauszahlungen werden auf die Ge-

bührenschuld für diesen Zeitraum angerechnet. 

(4) In den Fällen des § 38 Abs. 2, 3, 4 und 5 entfällt die Pflicht zur Vorauszahlung. 

§ 45 Fälligkeit 

(1) Die Benutzungsgebühren sind zwei Wochen nach Bekanntgabe des Gebührenbe-

scheids zur Zahlung fällig. Sind Vorauszahlungen (§ 44) geleistet worden, gilt dies nur, 

soweit die Gebührenschuld die geleisteten Vorauszahlungen übersteigt. Ist die Gebüh-

renschuld kleiner als die geleisteten Vorauszahlungen, wird der Unterschiedsbetrag 

nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids durch Aufrechnung oder Zurückzahlung 

ausgeglichen. 
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(2) Die Vorauszahlungen gemäß § 44 werden jeweils zum 15. der elf auf den Abrech-

nungsmonat folgenden Monate zur Zahlung fällig. 

VI. Anzeigepflicht, Haftung, Ordnungswidrigkeiten 

§ 46 Anzeigepflicht 

(1) Binnen eines Monats sind der Stadt anzuzeigen: 

a) der Erwerb oder die Veräußerung eines an die öffentlichen (zentralen oder dezent-
ralen) Abwasseranlagen angeschlossenen Grundstücks 

b) die Inbetriebnahme und das Verfahren (Art der Abwasserbeseitigung) von Klein-
kläranlagen oder geschlossenen Gruben.  
 

 Anzeigepflichtig ist der Grundstückseigentümer bzw. Veräußerer oder Erwerber eines 

Grundstücks. Entsprechendes gilt beim Erbbaurecht oder einem sonstigen dinglichen 

baulichen Nutzungsrecht. 

(2) Bestehende Kleinkläranlagen oder geschlossene Gruben sind der Stadt vom Grund-

stückseigentümer oder vom Betreiber innerhalb eines Monats nach Inkrafttreten dieser 

Satzung anzuzeigen. 

(3) Binnen eines Monats nach Ablauf des Veranlagungszeitraumes hat der Gebühren-

schuldner der Stadt anzuzeigen 

a) die Menge des Wasserverbrauchs aus einer nichtöffentlichen Wasserversorgungs-
anlage; 

b) das auf dem Grundstück gesammelte und als Brauchwasser genutzte Nieder-
schlagswasser (§ 40 Abs. 1 Nr. 3); 

c) die Menge der Einleitungen aufgrund besonderer Genehmigung (§ 8 Abs. 3). 
 

(4) Binnen eines Monats nach dem tatsächlichen Anschluss des Grundstücks an die öffent-

liche Abwasserbeseitigung, hat der Gebührenschuldner die Lage und Größe der Grund-

stücksflächen, von denen Niederschlagswasser den öffentlichen Abwasseranlagen zu-

geführt wird (§ 40a Abs. 1) der Stadt in prüffähiger Form mitzuteilen. Kommt der Gebüh-

renschuldner seinen Mitteilungspflichten nicht fristgerecht nach, werden die Berech-

nungsgrundlagen für die Niederschlagswassergebühr von der Stadt geschätzt. 

(5) Prüffähige Unterlagen sind Lagepläne im Maßstab 1:500 oder 1:1000 mit Eintrag der 

Flurstücks-Nummer. Die an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen Grund-

stücksflächen sind unter Angabe der in § 40a Abs. 2 aufgeführten Versiegelungsarten 

und der für die Berechnung der Flächen notwendigen Maße rot zu kennzeichnen. Die 

Stadt stellt auf Anforderung einen Anzeigevordruck zur Verfügung. 
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(6) Ändert sich die versiegelte gebührenpflichtige Fläche nach § 40 a um mehr als 10 m², 

ist die Änderung innerhalb eines Monats der Stadt anzuzeigen. 

(7) Unverzüglich haben der Grundstückseigentümer und die sonst zur Nutzung eines 

Grundstücks oder einer Wohnung berechtigten Personen der Stadt mitzuteilen: 

a) Änderungen der Beschaffenheit, der Menge und des zeitlichen Anfalls des Abwas-
sers; 

b) wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in die öffentlichen Abwasseranlagen ge-
langen oder damit zu rechnen ist. 

(8) Wird bei der zentralen Abwasserbeseitigung eine Grundstücksentwässerungsanlage, 

auch nur vorübergehend, außer Betrieb gesetzt, hat der Grundstückeigentümer diese 

Absicht so frühzeitig mitzuteilen, dass der Grundstücksanschluss rechtzeitig verschlos-

sen oder beseitigt werden kann. 

(9) Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versäumt, so haftet im Falle des Absatzes 1 

Satz 1 a) der bisherige Gebührenschuldner für die Benutzungsgebühren, die auf den 

Zeitpunkt bis zum Eingang der Anzeige bei der Stadt entfallen. 

§ 47 Haftung der Stadt 

(1) Werden die öffentlichen Abwasseranlagen durch Betriebsstörungen, die die Stadt nicht 

zu vertreten hat, vorübergehend ganz oder teilweise außer Betrieb gesetzt oder treten 

Mängel oder Schäden auf, die durch Rückstau infolge von Naturereignissen wie Hoch-

wasser, Starkregen oder Schneeschmelze oder durch Hemmungen im Abwasserablauf 

verursacht sind, so erwächst daraus kein Anspruch auf Schadenersatz. Dasselbe gilt, 

wenn die Entsorgung der dezentralen Abwasseranlagen wegen höherer Gewalt, Be-

triebsstörungen, Witterungseinflüssen, Hochwasser oder aus ähnlichen Gründen nicht 

oder nicht rechtzeitig durchgeführt werden kann. Ein Anspruch auf Ermäßigung oder auf 

Erlass von Beiträgen oder Gebühren entsteht in keinem Fall. 

(2) Die Verpflichtung des Grundstückseigentümers zur Sicherung gegen Rückstau (§ 18 

Abs. 4) bleibt unberührt. 

(3) Unbeschadet des § 2 des Haftpflichtgesetzes haftet die Stadt nur für Vorsatz oder 

grobe Fahrlässigkeit. 

§ 48 Haftung der Grundstückseigentümer 

 Die Grundstückseigentümer und die Benutzer haften für schuldhaft verursachte Schä-

den, die infolge einer unsachgemäßen oder den Bestimmungen dieser Satzung wider-

sprechenden Benutzung oder infolge eines mangelhaften Zustands der Grundstück-

sentwässerungsanlagen entstehen. Sie haben die Stadt von Ersatzansprüchen Dritter 

freizustellen, die wegen solcher Schäden geltend gemacht werden. 
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§ 49 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 142 Abs. 1 GemO handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-

sig 

1. entgegen § 3 ein Grundstück nicht oder nicht fristgemäß an die öffentlichen Ab-
wasseranlagen anschließt; 

2. entgegen § 3 Abs. 1 das Abwasser nicht der Stadt überlässt; 

3. entgegen § 6 Absätze 1, 2 oder 3 von der Einleitung ausgeschlossene Abwässer 
oder Stoffe in die öffentlichen Abwasseranlagen einleitet oder die für einleitbares 
Abwasser vorgegebenen Richtwerte überschreitet; 

4. entgegen § 8 Abs. 1 Abwasser ohne Vorbehandlung oder Speicherung in öffentli-
che Abwasseranlagen einleitet; 

5. entgegen § 8 Abs. 2 fäkalienhaltiges Abwasser ohne ausreichende Vorbehand-
lung in öffentliche Abwasseranlagen einleitet, die nicht an eine öffentliche Kläran-
lage angeschlossen sind; 

6. entgegen § 8 Abs. 3 Grundwasser  oder sonstiges Wasser, das kein Abwasser ist, 
oder Abwasser, das der Beseitigungspflicht nicht unterliegt, ohne besondere Er-
laubnis der Stadt in öffentliche Abwasseranlagen einleitet; 

7. entgegen § 9 Vorrichtungen zur Messung und Registrierung der Abwassermengen 
und der Beschaffenheit des Abwassers in die Grundstücksentwässerungsanlage 
nicht eingebaut oder nicht an sonst geeigneter Stelle auf dem Grundstück anbringt 
oder nicht betreibt oder nicht in ordnungsgemäßem Zustand hält oder nicht eine 
Person bestimmt, die für die Bedienung der Anlage und die Führung des Betriebs-
tagebuchs verantwortlich ist, oder das Betriebstagebuch nicht mindestens drei 
Jahre lang aufbewahrt oder nicht der Stadt auf Verlangen vorlegt;   

8. entgegen § 12 Abs. 1 Grundstücksanschlüsse nicht ausschließlich von der Stadt 
herstellen, unterhalten, erneuern, ändern, abtrennen oder beseitigen lässt; 

9. entgegen § 12 Abs. 3 sein Grundstück nicht an einen vorgeschriebenen gemein-
samen Anschlusskanal anschließt; 

10. entgegen § 12 Abs. 4 einen vorläufigen oder vorübergehenden Anschluss nicht 
von der Stadt herstellen lässt; 

11. entgegen § 15 Abs. 1 ohne schriftliche Genehmigung der Stadt eine Grundstück-
sentwässerungsanlage herstellt, anschließt oder ändert oder eine öffentliche Ab-
wasseranlage benutzt oder die Benutzung ändert; 

12. die Grundstücksentwässerungsanlage nicht nach den Vorschriften des § 16 und 
des § 17 Absätze 1 und 3 herstellt, unterhält oder betreibt; 

13. entgegen § 17 Abs. 1 Satz 2 eine Grundstücksentwässerungsanlage nicht ändert, 
wenn Menge oder Art der Abwässer dies notwendig machen und der Grundstück-
seigentümer von der Stadt zur Änderung aufgefordert wurde;  

14. die Verbindung der Grundstücksentwässerungsanlage mit der öffentlichen Abwas-
seranlage nicht nach § 17 Absatz 3 Satz 1 im Einvernehmen mit der Stadt her-
stellt; 
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15. entgegen § 18 Abs. 1 Satz 1 keine ordnungsgemäßen Abscheider mit den dazu-
gehörenden Schlammfängen einbaut, betreibt und unterhält oder nicht mehr be-
triebsfähige Abscheider nicht erneuert; 

16. entgegen § 18 Abs. 1 Satz 2 die notwendige Entleerung und Reinigung der Ab-
scheider nicht rechtzeitig vornimmt; 

17. entgegen § 18 Abs. 3 Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, Müll, Papier und 
dergleichen oder Handtuchspender mit Spülvorrichtungen an seine Grundstück-
sentwässerungsanlagen anschließt; 

18. entgegen § 19 Kleinkläranlagen, Gruben- oder Sickeranlagen nicht oder nicht frist-
gemäß außer Betrieb setzt; 

19. entgegen § 20 Abs. 1 die Grundstücksentwässerungsanlage vor der Abnahme in 
Betrieb nimmt; 

20. entgegen §20 Abs. 2 die Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage oder Ab-
wasseruntersuchungen nicht gestattet; 

21. entgegen § 20 Abs. 3 Mängel einer Grundstücksentwässerungsanlage trotz Auf-
forderung durch die Stadt nicht beseitigt; 

22. entgegen § 40 Abs. 2 auf Verlangen der Stadt keine geeignete Messeinrichtungen 
anbringt und unterhält; 

23. entgegen § 50 vorhandene Zähler und deren Zählerstände nicht oder nicht recht-
zeitig anzeigt. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne von § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG handelt, wer vorsätzlich oder 

leichtfertig den Anzeigepflichten nach § 46 Absätze 1 bis 7 nicht, nicht richtig oder nicht 

rechtzeitig nachkommt. 

VII. Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 50 Übergangsregelung 

 Sind auf Grundstücken zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung Zwischenzähler 

gemäß § 40 Abs. 2 vorhanden, sind diese bei der Stadt unter Angabe des Zählerstan-

des und eines Nachweises über die Eichung des Zählers innerhalb von 4 Wochen nach 

der öffentlichen Bekanntmachung dieser Satzung anzuzeigen. 

§ 51 Inkrafttreten 

(1) Soweit Abgabenansprüche nach dem bisherigen Satzungsrecht bereits entstanden 

sind, gelten anstelle dieser Satzung die Satzungsbestimmungen, die im Zeitpunkt des 

Entstehens der Abgabeschuld gegolten haben. 

(2) Diese Satzung tritt mit Ausnahme der §§ 22 bis 36 und des § 38 Abs. 3, der Verweisung 

in § 40 Abs. 1 Satz 1 („und 3“), § 40 Abs. 3 und 4, des § 42 Abs. 4 und 5 sowie § 49 

Abs. 1, Ziffer 22 und 23 rückwirkend zum 01.01.2010 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ab-

wassersatzung vom 29.03.1979 (mit allen späteren Änderungen) mit Ausnahme der §§ 

14 bis 22 außer Kraft. 
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(3) Die §§ 14 bis 22 der Abwassersatzung vom 29.03.1979 (mit allen späteren Änderun-

gen) gelten fort. 

(4) § 38 Abs. 3, die Verweisung in § 40 Abs. 1 Satz 1 („und 3“), § 40 Abs. 3 und 4, § 42 

Abs. 4 und 5 sowie § 49 Abs. 1, Ziffer 22 und 23 treten am 01.01.2013 in Kraft.  
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Anlage 1 

zur Abwassersatzung der Stadt Waiblingen (§ 40 a Abs. 2) 
 
Gebietsabflussbeiwertkarte der Stadt Waiblingen vom 12.07.2011 mit folgenden 9 Kartenaus-
schnitten: 
Beinstein, Bittenfeld, Erbachhof, Hegnach, Hohenacker, Neustadt, Schmidener Feld, Untere 
Röte und Waiblingen-Zentrum 
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Anlage 2 

zur Abwassersatzung der Stadt Waiblingen (§ 43 Abs. 1) 
 
Die folgenden Ablesebezirke werden im beiliegenden Planwerk dargestellt. 
Die Ablesung erfolgt für die folgenden Ablesebezirke des Stadtgebietes Waiblingen jeweils im 
genannten Monat: 
 

Monat Ablesebezirk 

März: Teil der Kernstadt Waiblingen Bereich ab Korber Straße bis zur Korber Höhe I 

April: Teil der Kernstadt Waiblingen Bereich der Korber Höhe II, Stuttgarter Straße, In-
nerer Weidach, Beim Wasserturm, Ziegeleistraße, das Gebiet um den Wasser-
turm sowie Beinstein 

Mai: Bittenfeld und Hegnach 

Juni: Hohenacker 

Juli: Neustadt 

September: Waiblinger Innenstadt, die Wasserstubensiedlung, Ameisenbühl sowie Neustäd-
ter Straße, Unterer Rosberg, Winnender Straße, Christofstraße, Ulrichstraße, Ol-
gastraße, Göhrumstraße und Fuggerstraße 

Oktober: In Waiblingen zwischen Devizestraße und Fronackerstraße, rechts der Ludwigs-
burger Straße bis Hausgärten und Talstraße, zwischen Mayenner Straße und 
Neue Rommelshauser Straße sowie Weingärtner Vorstadt, Marktgasse, Obere-
/Mittlere und Untere Sackgasse 

November: In Waiblingen zwischen Rinnenäckersiedlung, Danziger Platz, Schüttelgraben, 
Industriegebiet um den Rems-Park, zwischen Alter Rommelshauser Straße und 
Emil-Münz-Straße, Im Hohen Rain, Giselastraße und Schorndorfer Straße, In-
dustriegebiet Eisental, Elsterweg, Salzbrunnen, Felsenberg, Beinsteiner Straße, 
Holzweg, Henri-Dunant-Straße, An der Talaue und Am Kätzenbach. 

 



W a i b l i n g e r  S t a d t r e c h t  

020-1 Abwassersatzung - AbwS 

Stand Januar 2021 Seite 28/28 

 


	Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung - AbwS) der Stadt Waiblingen
	I. Allgemeine Bestimmungen
	§ 1 Öffentliche Einrichtung
	§ 2 Begriffsbestimmungen

	II. Anschluss und Benutzung
	§ 3 Berechtigung und Verpflichtung zum Anschluss und zur Benutzung
	§ 4 Anschlussstelle, vorläufiger Anschluss
	§ 5 Befreiungen
	§ 6 Allgemeine Ausschlüsse
	§ 7 Ausschlüsse im Einzelfall, Mehrkostenvereinbarung
	§ 8 Einleitungsbeschränkungen
	§ 9 Eigenkontrolle
	§ 10 Abwasseruntersuchungen
	§ 11 Grundstücksbenutzung

	III. Grundstücksanschlüsse, Grundstücksentwässerungsanlagen
	§ 12 Grundstücksanschlüsse
	§ 13 Kostenerstattung
	§ 14 Private Grundstücksanschlüsse
	§ 15 Genehmigungen
	§ 16 Regeln der Technik
	§ 17 Herstellung, Änderung und Unterhaltung der Grundstücksentwässerungsanlagen
	§ 18 Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, Zerkleinerungsgeräte, Rückstausicherung
	§ 19 Außerbetriebsetzung von Kleinkläranlagen
	§ 20 Abnahme und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen, Zutrittsrecht, Indirekteinleiterkataster
	§ 21 Dezentrale Abwasseranlagen

	IV. Abwasserbeitrag
	V. Abwassergebühren
	§ 37 Erhebungsgrundsatz
	§ 38 Gebührenmaßstab
	§ 39 Gebührenschuldner
	§ 40 Bemessung der Schmutzwassergebühr
	§ 40 a) Bemessung der Niederschlagswassergebühr

	§ 41 Absetzungen
	§ 42 Höhe der Abwassergebühren,
	§ 43 Entstehung der Gebührenschuld
	§ 44 Vorauszahlungen
	§ 45 Fälligkeit

	VI. Anzeigepflicht, Haftung, Ordnungswidrigkeiten
	§ 46 Anzeigepflicht
	§ 47 Haftung der Stadt
	§ 48 Haftung der Grundstückseigentümer
	§ 49 Ordnungswidrigkeiten

	VII. Übergangs- und Schlussbestimmungen
	§ 50 Übergangsregelung
	§ 51 Inkrafttreten



